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Für die europäische Beschäftigungs- und Sozialpolitik war das Berichtsjahr 2014/15 eine 
Zwischenphase ohne neue, weiterreichende europäischen Initiativen. Vielmehr standen die 
Umsetzung und teilweise Überarbeitung der in den Jahren 2013 und 2014 angestoßenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit, der Aufbau eines 
Netzes  der  nationalen Arbeitsagenturen und die  Neubelebung des  sozialen  Dialogs im 
Vordergrund. Alle diese Initiativen und Anstrengungen wurden zunehmend in das überar-
beitete  Europäische  Semester  zur  Koordinierung,  Steuerung  und  zum Monitoring  der 
nationalen und europäischen Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik einbezogen.

Die Lage auf den europäischen Arbeitsmärkten

Die langsame Erholung des europäischen Arbeitsmarkts setzte sich im Berichtszeitraum 
fort. Zwar blieb die saisonbereinigte Arbeitslosenquote im Mai 2015 bei 9,6 Prozent un-
verändert  hoch, sie konnte jedoch einen leichten Rückgang gegenüber 10,3 Prozent im 
Mai 2014 verzeichnen. Auch in der Eurozone setzte sich der sehr langsame Rückgang der 
Arbeitslosigkeit fort. Die Arbeitslosenquote sank im Mai 2015 auf 11,1 Prozent gegenüber 
11,6 Prozent im Mai 2014. Das Statistikamt der Europäischen Union (Eurostat) schätzte, 
dass im Mai 2015 in der EU-28 insgesamt 23,348 Mio. Männer und Frauen arbeitslos 
waren, davon 17,726 Mio. im Euroraum. Gegenüber Mai 2014 verringerte sich die Zahl 
der Arbeitslosen in der EU-28 demnach um 1,575 Mio. und im Euroraum um 939 000 
Personen.1 Zum ersten Mal seit der Finanzkrise stieg damit die Erwerbstätigenquote der 
Männer und Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren im Jahr 2014 an und erreichte eine 
Quote von 69,2 Prozent.2 Deutschland verzeichnete mit einer Quote von 4,7 Prozent im 
Mai 2015 die niedrigste Arbeitslosenquote. Die höchsten Werte registrierten Griechenland 
mit einer Arbeitslosenquote von 25,6 Prozent im März 2015 und Spanien mit einer Quote 
von 22,5 Prozent.

Während sich also die Lage auf dem Arbeitsmarkt in der Europäischen Union sehr lang-
sam entspannt, konnten zwei Gruppen von dieser leichten Erholung nicht profitieren: Der 
Anteil  der  Langzeiterwerbslosen,  also  derjenigen  die  zwölf  Monate  oder  länger  ohne 
Arbeit sind, wuchs weiter an. Zu dieser Gruppe zählen rund die Hälfte der arbeitslosen 
Männer und Frauen in der Europäischen Union oder 11,9 Mio. Personen nach Angaben 
der Europäischen Kommission. Vom 19. Februar bis zum 15. Mai 2015 führte die Kom-
mission deshalb eine öffentliche Konsultation zu Maßnahmen gegen die Langzeitarbeitslo-
sigkeit  durch,  um Vorschläge  zur  Verbesserung der  Angebote  zu  sammeln und so  die 

1 Eurostat: Pressemitteilung. Mai 2015. Arbeitslosenquote des Euroraums bei 11,1%. EU 28 bei 9,6%, 30.  
Juni 2015, Nr. 117/2015.

2 Eurostat: Pressemitteilung. Europa 2020 Beschäftigungsindikatoren. Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-
Jährigen in der EU im Jahr 2014 auf 69,2% gestiegen. Neue Spitzenwerte für Frauen und die Altersgruppe 
von 55 bis 64 Jahren, 7. Mai 2015, Nr. 81/2015.
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Phasen der Langzeitarbeitslosigkeit zu verkürzen.3 Auch die Jugendarbeitslosigkeit stag-
niert auf einem immens hohen Niveau, insbesondere im Euroraum. Im Mai 2015 waren in 
der Eurozone insgesamt 3,136 Mio. Menschen im Alter unter 25 Jahren arbeitslos. In der 
EU-28 waren es 4,707 Mio. Personen. Zwar fiel die Jugendarbeitslosenquote damit leicht 
auf 20,6 Prozent in der Europäischen Union gegenüber 22,2 Prozent im Mai 2014 und auf 
22,1 Prozent im Euroraum gegenüber 23,8 Prozent. Mit Quoten von 49,7 Prozent im März 
2015 in Griechenland und 49,3 Prozent in Spanien und Quoten von deutlich über 40 Pro-
zent in Kroatien und Italien bleibt die Jugendarbeitslosigkeit aber eine besonders drängen-
de Herausforderung für die europäische Beschäftigungspolitik.

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

Die schnelle und deutliche Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit wurde zur vordringli-
chen Aufgabe der neuen Kommissarin Marianne Thyssen. Im sogenannten „mission letter“ 
vom 10. September 2014, in dem der neue Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker die 
vordringlichsten Aufgaben für die neue Kommissarin zusammengestellt hatte, forderte er 
stärkere und intensivierte Anstrengungen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und 
insbesondere die schnellere Umsetzung der europäischen Jugendgarantie. Die Mitglied-
staaten hatten sich im April 2013 dazu verpflichtet, allen Jugendlichen innerhalb von vier 
Monaten nach Abschluss ihrer Ausbildung beziehungsweise nachdem sie arbeitslos gewor-
den sind, einen passenden und qualitativ hochwertigen Job, einen Ausbildungsplatz, ein 
Praktikum oder eine andere Möglichkeit zur Fortbildung anzubieten.4 Inzwischen haben 
die  28  Mitgliedstaaten  ihre  Implementierungspläne  zur  Umsetzung der  Jugendgarantie 
vorgelegt. 

Um den besonders  stark  von Jugendarbeitslosigkeit  betroffenen Regionen mit  einer 
Jugendarbeitslosenquote  von über  25  Prozent  bei  der  Umsetzung von Maßnahmen im 
Rahmen der Jugendgarantie zu unterstützen, wurde darüber hinaus die Jugendbeschäfti-
gungsinitiative (Youth Employment Initiative, YEI) mit einem Gesamtbudget von 6,4 Mrd. 
Euro für den Förderzeitraum 2014 bis 2020 ins Leben gerufen. Der Europäische Rat hatte 
im Februar  2013 diese  Initiative in  den mehrjährigen  Finanzrahmen der  Europäischen 
Union von 2014 bis 2020 aufgenommen und die Finanzmittel zur Förderung der Jugend-
beschäftigung beschlossen.  Die  Staats-  und Regierungschefs  hatten gefordert,  dass  die 
untragbar hohe Jugendarbeitslosigkeit in bestimmten Regionen der Europäischen Union 
abgebaut werden müsse. Um europäische Fördergelder aus der YEI erhalten zu können, 
mussten die Mitgliedstaaten mit besonders betroffenen Regionen ihre Maßnahmen in ihre 
Operationelle  Programme für  die  Förderung aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
aufnehmen,  die  im üblichen  Verfahren  von  der  Kommission  bewertet  und  genehmigt 
wurden.  Die  Kommission  hatte  jedoch  von  Anfang  an  Sonderbestimmungen  vorge-
schlagen, um rasche Ergebnisse zu ermöglichen. Die Jugendbeschäftigungsinitiative sollte 
deshalb vornehmlich in den ersten beiden Jahren des Programmplanungszeitraums umge-
setzt werden, das heißt die Projekte in den besonders betroffenen Regionen sollten grund-
sätzlich bis Ende 2018 abgeschlossen werden. Bereits am 9. September 2014 hatte die 
Kommission einen Bericht über die ersten Erfahrungen mit insgesamt 18 Pilotprojekten im 

3 Europäische Kommission:  Public consultation regarding the provision of services to long-term unem-
ployed in the member states and at EU level – Summary of results, Mai 2015.

4 Peter Becker: Beschäftigungs- und Sozialpolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-
buch der Europäischen Integration 2013, Baden-Baden 2013, S. 147-150.
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Rahmen der Jugendgarantie veröffentlicht.5 Insgesamt hatten über 3.000 Jugendliche an 
den  „Aktivierungsmaßnahmen”  der  Jugendgarantie  in  Irland,  Italien,  Litauen,  Polen, 
Rumänien, Spanien und Großbritannien teilgenommen. Nach dieser  Prüfung des neuen 
Programms kam die Kommission zu dem Ergebnis, dass die YEI nicht den ursprünglich in 
diese Initiative gesetzten Erwartungen entsprochen habe; die erhoffte rasche Mobilisierung 
der Fördergelder sei ausgeblieben und die festgeschriebenen Vorschussbeträge hätten sich 
als unzureichend erwiesen. Sie schlug deshalb eine Änderung der Verordnung vor, mit der 
im Jahr 2015 der Vorschuss der Mittelzuweisungen zugunsten der YEI auf 30 Prozent oder 
um etwa 1 Mrd. Euro erhöht werden und so rund 650.000 jungen Menschen direkte Hilfen 
erhalten könnten.6

Auch  die  neugewählten  Abgeordneten  des  Europäischen  Parlaments  befassten  sich 
gleich zu Beginn der neuen Legislaturperiode mehrfach mit der Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit. Sie forderten insbesondere, die Gelder zur Umsetzung der Jugendgarantie 
unbürokratischer freizugeben. Außerdem müsse über die Folgefinanzierung nachgedacht 
werden, wenn die 6 Mrd. Euro aufgebraucht sein würden.

Anknüpfend an die erste  Zwischenbewertung legte der  Beschäftigungsausschuss des 
Rates am 22. September 2014 einen Indikatorrahmen für die Überwachung der Jugendga-
rantie  vor,  in  dem die  Mitgliedstaaten  aufgefordert  wurden,  faktengestützte  Konzepte 
einzuführen.7 Die Kommission solle die nationalen Jugendgarantie-Systeme überwachen 
und regelmäßig darüber Bericht erstatten. Die Probleme bei der Umsetzung der Jugendga-
rantie waren auch Gegenstand eines Sonderberichts des Europäischen Rechnungshofes.8 
Der Rechnungshof hatte in seinem Bericht „Jugendgarantie: Der Anfang ist gemacht, doch 
es sind Umsetzungsrisiken absehbar“ vom März 2015 drei Schwachpunkte kritisiert: die 
Gesamtmittelausstattung sei möglicherweise zu gering, eine Definition einer „hochwerti-
gen Arbeitsstelle“ fehle und die Art und Weise, wie die Kommission die Jugendgarantie 
überwache und über die Umsetzungsergebnisse berichte, weise Schwächen auf. Insbeson-
dere das fehlende Monitoring und die unspezifische Folgenabschätzung zur Ermittlung der 
voraussichtlichen Kosten sei ein Manko. Die Kommission sollte eine Reihe qualitativer 
Merkmale benennen und definieren sowie ein umfassendes Überwachungssystem für die 
Jugendgarantie  einrichten,  das  die  strukturellen  Reformen  und  die  personenbezogenen 
Maßnahmen abdecke. Über die Ergebnisse dieser Überwachung sollte die Kommission 
dann regelmäßig dem Europäischen Parlament und dem Rat berichten. Zudem solle für 
eine beschleunigte Umsetzung der Jugendgarantie die Vorfinanzierung der Projekte auf 30 
Prozent erhöht werden. Der Rechnungshof betonte, dass die Nichtumsetzung der Jugend-
garantie mit sehr hohen sozioökonomischen Kosten wie die Zahlung von Arbeitslosengel-
dern oder entgangene Steuereinnahmen verbunden sei. Die europäische Stiftung für die 

5 Europäische  Kommission:  Pressemitteilung.  Jugendgarantie:  Kommission  überprüft  18  Pilotprojekte. 
Brüssel, 9. September 2014, Dok. IP/14/981.

6 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur  
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Eu-
ropäischen  Sozialfonds  hinsichtlich  einer  Erhöhung  des  ersten  Vorschussbetrags  für  durch  die  
Beschäftigungsinitiative für junge Menschen geförderte operationelle Programme, COM (2015) 46 final.

7 Rat der Europäischen Union: Umsetzung der Jugendgarantie und des Überwachungsrahmens – Billigung 
der Kernbotschaften des Beschäftigungsausschusses. Brüssel, 17. November 2014, Dok. 15415/14.

8 Europäischer Rechnungshof: EU-Jugendgarantie: Der Anfang ist gemacht, doch sind Umsetzungsrisiken 
absehbar, Sonderbericht 3/2015, Luxemburg 2015.
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Verbesserung  der  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  (Eurofound)  schätzte,  dass  diese 
Kosten sich auf jährlich bis zu 163 Mrd. Euro aufaddieren könnten.9

Die italienische Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2014 nahm bei seinen Bemühun-
gen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit auch das Format eines Gipfeltreffens auf 
und  lud  zum dritten  Jugendbeschäftigungsgipfel  der  Staats-  und  Regierungschefs,  der 
Präsidenten des Europäischen Rats und der Kommission am 8. Oktober 2014 nach Mai-
land ein. Trotz der Mahnungen und Appelle aller Beteiligten angesichts der dramatisch 
hohen Zahlen die Anstrengungen deutlich zu verstärken, blieb das Gipfeltreffen doch rela-
tiv wirkungslos. So wurde auch über die zur Umsetzung der Jugendgarantie erforderlichen 
Finanzmittel gestritten. Der französische Präsident hatte die Erhöhung der Fördergelder 
auf 20 Mrd. Euro gefordert, was von der deutschen Bundeskanzlerin mit dem Hinweis, 
dass  zunächst  die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  auch  ausgenutzt  werden  müssten, 
zurückgewiesen wurde.

Die Beschäftigungs- und Sozialpolitik im Europäischen Semester

Das Europäische Semester hat sich zusammen mit der Europa 2020-Strategie und den di-
versen Maßnahmen zur engeren wirtschafts-, haushalts- und beschäftigungspolitischen Ko-
ordinierung im Zuge der europäischen Krisenpolitik zum zentralen Planungs-, Steuerungs- 
und Monitoring-Instrument  des  jährlichen politischen Koordinierungszyklus  entwickelt. 
Mit der Strategie Europa 2020, deren Halbzeitüberprüfung im Jahr 2014 aufgenommen 
wurde, wurde die europäische Beschäftigungs- und Sozialpolitik eng an die wirtschafts-
politische  Steuerung  der  Europäischen  Union  eingebunden.  So  wird  die  Europäische 
Beschäftigungsstrategie seither stärker an den wirtschaftlichen Gegebenheiten orientiert, 
um eine ausgewogenere wachstums- und beschäftigungspolitische Steuerung zu ermögli-
chen.  Nach  der  Vorlage  einer  ernüchternden  Bestandsaufnahme10 der  Kommission  im 
März nahm auch der Rat der Arbeits- und Sozialminister im Oktober 2014 seine Beratun-
gen über die Halbzeitbilanz der Strategie auf. Der Rat bestätigte die Strategie und insbe-
sondere die Fortgeltung der beschäftigungs- und sozialpolitischen Ziele der Europa 2020-
Strategie.  Das  Europäische  Semester  2015  begann  mit  der  Vorlage  des  europäischen 
Wachstumsberichts am 28. November 2014.11 In ihrem Bericht warb die neue Kommission 
für ein reformiertes wirtschafts-, beschäftigungs- und sozialpolitisches Konzept, das sich 
auf drei wesentliche Säulen stützen solle: 

1. einen koordinierten Investitionsschub mit Hilfe des sogenannten Juncker-Plans 
zur  Mobilisierung von Investitionen  in  Höhe von mindestens  315 Mrd.  Euro 
innerhalb von drei Jahren; 

2. eine Beschleunigung und ein verstärktes Engagement für wirtschafts-, beschäfti-
gungs- und sozialpolitische Strukturreformen sowie schließlich

3. eine verantwortungsvolle Fiskalpolitik verbunden mit einer wachstumsfreundli-
chen Haushaltskonsolidierung in den Mitgliedstaaten.

9 Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen: Mapping youth transitions 
in Europe, Luxemburg 2014.

10 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und  den  Ausschuss  der  Regionen.  Bestandsaufnahme  der 
Strategie Europa 2020 für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum, COM (2014) 130 final.

11 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Euro-
päische Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss Der Regionen 
und die Europäische Investitionsbank. Jahreswachstumsbericht 2015, COM (2014) 902 final.
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Dieser dreigliedrige Ansatz biete den richtigen policy mix zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen und nachhaltigem Wachstum. Darüber hinaus solle das Europäische Semester künftig 
so  gestaltet  werden,  dass  die  Verantwortung  der  Mitgliedstaaten  für  den  Erfolg  der 
gemeinsamen Koordinierung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik gestärkt werde. 
Es müsse mehr Zeit für den Ablauf des Semesters eingeplant werden, um die nationalen 
Parlamente stärker einzubinden und um die Zivilgesellschaften und die Sozialpartner bes-
ser konsultieren zu können. Mit Blick auf die Sozial- und Beschäftigungspolitik empfahl 
die Kommission den Mitgliedstaaten Reformen zur Bekämpfung der hohen Arbeitslosig-
keit und zur Stärkung der Dynamik auf den Arbeitsmärkten. Der Unternehmergeist müsse 
gefördert  werden,  die  Schwarzarbeit  bekämpft  und  die  Steuerpolitik  so  ausgerichtet 
werden, dass Arbeit billiger werde. Konkret schlug die Kommission vor, die Sozialversi-
cherungssysteme zu modernisieren und insbesondere die Nachhaltigkeit und Angemessen-
heit der Rentensysteme sicher zu stellen.

Integraler  Bestandteil  des  Jahreswachstumsberichts  zum  Auftakt  des  Europäischen 
Semesters war auch der Entwurf des gemeinsam zu erstellenden Beschäftigungsberichts 
von Kommission und Rat. Mit diesem Bericht soll ein Überblick über die Reformen und 
Maßnahmen in den Mitgliedstaaten in den vergangenen 12 Monaten vorgelegt werden. 
Der Gemeinsame Beschäftigungsbericht  2015 rückte die Jugendarbeitslosigkeit und die 
Langzeitarbeitslosigkeit als dringlichste Herausforderungen in den Vordergrund. Zwar sei 
die Arbeitslosigkeit langsam rückläufig, aber sie stagniere weiter auf einem hohen Niveau. 
Trotz der Anstrengungen und der teilweisen Fortschritte, differierten die Ambitionen und 
Fortschritte je nach Politikbereich und Mitgliedstaat deutlich. Um gerade junge Menschen 
zu  erreichen,  sei  eine  Steigerung  der  Effizienz  der  Arbeitsämter  notwendig.  Darüber 
hinaus sei es wichtig, in das Humankapital zu investieren, die nationalen Steuer- und Sozi-
alsysteme zu reformieren, die Gleichstellung von Männern und Frauen voranzutreiben und 
Vorkehrungen gegen Armut und soziale Ausgrenzung zu treffen. Deshalb seien weitere 
Anstrengungen und Fortschritte  auf  fünf  Feldern  unbedingt  notwendig:  Schaffung von 
Arbeitsplätzen, Förderung unternehmerischer Tätigkeit, Bekämpfung der Schwarzarbeit, 
Senkung der Besteuerung von Arbeit und Verbesserung der Bildung und Ausbildung.

Anfang März 2015 legte die Kommission einen Vorschlag für neue beschäftigungspoli-
tische Leitlinien gemäß Artikel 148 AEUV vor.12 Diese Leitlinien wurden im Jahr 2010 
erstmals  zusammen mit  den Empfehlung über  die Grundzüge der  Wirtschaftspolitik  in 
einem Maßnahmenpaket, den integrierten Leitlinien, zur Unterstützung der Strategie Euro-
pa 2020 angenommen. Die beschäftigungspolitischen Leitlinien von 2010 wurden seither 
jedes Jahr überprüft  und beibehalten. Die von der Kommission vorgeschlagenen neuen 
beschäftigungspolitischen Leitlinien sollen sein:

• Leitlinie 5: Ankurbelung der Nachfrage nach Arbeitskräften,
• Leitlinie 6: Verbesserung des Arbeitskräfteangebots und der Qualifikationen,
• Leitlinie 7: Verbesserung der Funktionsweise der Arbeitsmärkte,
• Leitlinie 8: Fairness, Armutsbekämpfung und Chancengleichheit.

In den Beratungen des Rates wurden die vorgeschlagenen beschäftigungspolitischen Leit-
linien und die Erläuterungen der Kommission von den Mitgliedstaaten an zwei Punkten 
verändert. Bei der Leitlinie 8 wurde die engere Verzahnung von Renteneintrittsalter und 
Lebenserwartung im Ursprungsentwurf der Kommission entschärft; zusätzlich wurde auf 

12 Europäische Kommission: Vorschlag für einen Beschluss des Rates zu Leitlinien für beschäftigungspoliti -
sche Maßnahmen der Mitgliedstaaten, COM (2015) 98 final.
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Wunsch Maltas ein neuer Erwägungsgrund 6a zu nationalen Lohnfestsetzungsmechanis-
men eingefügt.13

Neustart für den sozialen Dialog

Die neue Europäische Kommission hat es sich zur Aufgabe gemacht, den sozialen Dialog 
mit den Vertretern von Gewerkschaften und Arbeitgebern neu zu beleben. Der Dialog habe 
sein volles Potential nicht entfaltet, weder auf EU-Ebene noch auf der der Mitgliedstaaten, 
und müsse deshalb intensiviert und verbessert werden. Die Kommission sieht sich in der 
Pflicht, enger mit den Sozialpartnern zusammenzuarbeiten, um gemeinsam Lösungen für 
die wichtigsten Herausforderungen für Europa zu entwickeln. Die Kommission führte hier-
zu am 5. März 2015 eine hochrangige Konferenz mit einer breiten Beteiligung von über 
400 Teilnehmenden durch.14 Die  Konferenz  identifizierte  sechs  spezifische  Felder,  auf 
denen der soziale Dialog besser genutzt werden und die Sozialpartner besser eingebunden 
werden könnten: (1) in die wirtschafts- und beschäftigungspolitische Koordinierung und 
Politikgestaltung im Rahmen des Europäischen Semesters, (2) in die Vertiefung der indus-
triellen Beziehungen, (3) in die makroökonomische Strategie der Europäischen Union, (4) 
in eine bessere Rechtsetzung, (5) in den Ausbau des digitalen Marktes und schließlich (6) 
in die bildungs- und weiterbildungspolitischen Initiativen.

Zusätzlich versuchte die Kommission das bestehende Instrument des dreigliedrigen So-
zialgipfels vor den Frühjahrs- und den Herbsttagungen des Europäischen Rates zu einem 
Forum für den Dialog zwischen den EU-Organen und den europäischen Sozialpartnern auf 
höchster Ebene auszubauen. Hierfür hatte die Kommission bereits im Oktober 2013 einen 
Vorschlag15 vorgelegt und der Rat hatte diesen Beschluss im Februar 2014 verabschiedet.16 
In einer gemeinsamen Erklärung vom 24. Oktober 2013 hatten die europäischen Sozial-
partner  ihrerseits  einen kohärenten Konsultationsprozess für  das  Europäische Semester 
gefordert und ihre Unterstützung für einen Gipfel bekräftigt. Am 19. März 2015 wurde der 
Sozialgipfel erstmals durch die neuen Präsidenten des Europäischen Rats, Donald Tusk, 
und der Europäischen Kommission, Juncker, geleitet.
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13 Rat der Europäischen Union: Vorschlag für einen Beschluss des Rates zu Leitlinien für beschäftigungs-
politische  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  –  Allgemeine  Ausrichtung.  Brüssel,  12.  Juni  2015,  Dok. 
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15 Europäische Kommission: Vorschlag für einen Beschluss des Rates über einen Dreigliedrigen Sozialgipfel 
für Wachstum und Beschäftigung, COM (2013) 740 final.
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